
Ergänzende datenschutzrechtliche Hinweise zur Durchführung der 

Bürgermeisterwahl am 12. Juni 2022 sowie für einen etwaigen 
zweiten Wahlgang am 03. Juli 2022 in der Stadt Ostritz 
 

 

A. Informationen zum Datenschutz bei der Aufstellung von Wahlvorschlägen 

durch Parteien und Wählervereinigungen 

 

Indem die Wahlbewerber im Rahmen der Aufstellungsversammlung dem Versammlungs-

leiter die für die Erstellung des Wahlvorschlags (Anlage 16 zur Kommunalwahlordnung) 

notwendigen personenbezogenen Daten mitteilen, die Zustimmungserklärung (Anlage 17 

zur Kommunalwahlordnung), die Erklärung zum Vorliegen der allgemeinen persönlichen 

Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis (Anlage 18) und – soweit sie 

Bürger anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind – eine Versicherung an 

Eides statt gemäß § 6a Absatz 3 des Kommunalwahlgesetzes abgeben, entstehen für die 

den Wahlvorschlag aufstellende Partei bzw. Wählervereinigung aktive 

datenschutzrechtliche Hinweispflichten nach Artikel 13 der Datenschutz-

Grundverordnung. Es wird empfohlen, dem Wahlbewerber im Rahmen der 

Aufstellungsversammlung ein standardisiertes Merkblatt entsprechend dem 

Musterformular 1 unter 

http://www.datenschutzrecht.sachsen.de/Informationspflichten.html 

auszuhändigen. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Zustimmungserklärung trotz einer 

eventuellen datenschutzrechtlichen Geltendmachung der Berichtigung, Löschung oder 

Einschränkung der Verarbeitung materiell-rechtlich weiter gültig bleibt (§§ 6a Absatz 2 

Satz 2, 38, 56 KomWG). 

 

 

B. Informationen zum Datenschutz bei Einreichung von Wahlvorschlägen 

durch Einzelbewerber 

 

Dieser Hinweis ist zugleich die datenschutzrechtliche Information der Betroffenen im 

Sinne von Artikel 13 der Datenschutz-Grundverordnung über die bei Einreichung des 

Wahlvorschlages eines Einzelbewerbers verarbeiteten personenbezogenen Daten. 

 

Für die in Ihrem Wahlvorschlag samt Anlagen angegebenen personenbezogenen Daten 

gilt:  

 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihre Zustimmung zur 

Benennung als Bewerber sowie Ihre Wählbarkeit zur Bürgermeisterwahl nach §§ 6, 6a, 

38, 41 des Kommunalwahlgesetzes nachzuweisen. Ihre personenbezogenen Daten 

werden auch für die öffentliche Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge 

verarbeitet. 

 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von Artikel 6 

Absatz 1 Satz 1 Buchstabe c und e der EU-Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung 

mit den §§ 6, 6a, 7, 38, 41 und 56, 51 des Kommunalwahlgesetzes und den §§ 16 bis 20 

der Kommunalwahlordnung. 

 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihr 

Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrem Wahlvorschlag angegebenen 

personenbezogenen Daten ist die Vorsitzende des Gemeindewahlausschusses 

(Postanschrift: Stadtverwaltung Ostritz, Markt 1, 02899 Ostritz), bei der nach §§ 6 

Absatz 2, 38, 41 und 56, 51 des Kommunalwahlgesetzes der Wahlvorschlag einzureichen 

ist. Die Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten sind: (Postanschrift: 

Stadt Ostritz, Datenschutzbeauftragter der Stadt Ostritz, Markt 1, 02899 Ostritz) 

 

http://www.datenschutzrecht.sachsen.de/Informationspflichten.html


  

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Gemeindewahlausschuss bei 

Wahlvorschlägen zu Bürgermeisterwahlen (Postanschrift: Stadtverwaltung Ostritz, Markt 

1, 02899 Ostritz)  

In den Verfahren der Beschwerde gegen Entscheidungen des Wahlausschusses/ der 

Wahlprüfung/ der Wahlanfechtung können auch die zuständigen 

Rechtsaufsichtsbehörden, die Verwaltungsgerichte sowie der Sächsische 

Verfassungsgerichtshof, im Fall von Wahlstraftaten auch die Strafverfolgungsbehörden 

und andere Gerichte Empfänger der personenbezogenen Daten sein. 

Die vom Wahlausschuss zugelassenen Wahlvorschläge werden von der Gemeinde gemäß 

§§ 7 Absatz 3, 38, 56 des Kommunalwahlgesetzes und § 20 der Kommunalwahlordnung 

öffentlich bekanntgemacht. 

 

5. Die Wahlvorschläge können nach § 62 Absatz 3 der Kommunalwahlordnung nach der 

rechtskräftigen Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl vernichtet werden, wenn sie 

nicht für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Wahlstraftat von Bedeutung 

sein können. 

 

6. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen stehen Ihnen folgende Rechte zu: 

 - Recht auf Auskunft über Sie betreffende personenbezogene Daten (Artikel 15 der 

Datenschutz-Grundverordnung) 

 - Recht auf Berichtigung der Sie betreffenden unrichtigen personenbezogene - Daten 

(Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung) 

 - Recht auf Löschung personenbezogener Daten (Artikel 17 der Datenschutz-

Grundverordnung) 

 - Recht auf Einschränkung der Verarbeitung personenbezogener Daten (Artikel 18 

der Datenschutz-Grundverordnung) 

 

Die Zustimmungserklärung bleibt trotz einer eventuellen datenschutzrechtlichen 

Geltendmachung der Berichtigung, Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung 

materiell-rechtlich weiter gültig (§§ 6a Absatz 2 Satz 2, 38, 56 Kommunalwahlgesetz). 

Die Rücknahme eines Wahlvorschlags ist nur unter den Voraussetzungen der §§ 6d, 38, 

41, 56 des Kommunalwahlgesetzes möglich. 

 

7. Sind Sie der Ansicht, dass die Verarbeitung der Sie betreffenden personenbezogenen 

Daten nicht rechtmäßig erfolgt, können Sie Ihre Beschwerde an die Sächsische 

Datenschutzbeauftragte (Postanschrift: Sächsische Datenschutzbeauftragte, Postfach 

11 01 32, 01330 Dresden; E-Mail: saechsdsb@slt.sachsen.de) richten. 

 

 

Ostritz, 01.03.2022                                                       Marion Prange, Bürgermeisterin 


